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Der Stausee ist nicht schuld
Der Rückgang der Felchenfangzahlen im Brienzersee ist nicht direkt auf das Kraftwerk zurückzuführen

Dass den Fischern im
Brienzersee 1999 kaum
Felchen ins Netz gingen, lag
an den anfälligen Wasser-
flöhen. Die Kraftwerke
Oberhasli AG jedoch wurden
gestern an einer Fachtagung in
Bern weitgehend entlastet.

N I K L A U S  N U S P L I G E R

Der Rückgang der Fischbestände
im Brienzersee steht in keinem di-
rekten Zusammenhang mit dem
Stausee der Kraftwerke Oberhasli
AG (KWO). Dies geht aus den provi-
sorischen Erkenntnissen hervor,
die gestern am Symposium Brien-
zersee an der Universität Bern der
interessierten Fachwelt vorgestellt
wurden. Markus Zeh vom kanto-
nalen Gewässer- und Boden-
schutzlabor betonte gestern zwar,
dass die definitiven Resultate des
mehrjährigen Forschungsprojekts
unter der Federführung der Eid-
genössischen Anstalt für Wasser-
versorgung, Abwasserreinigung
und Gewässerschutz (Eawag) erst
im Sommer 2006 vorliegen wer-
den. Dennoch scheint die jahre-
lange Debatte um die Trübungen
im Brienzersee eine neue Wen-
dung zu nehmen.

Rückläufige Fangzahlen

Am Brienzersee liegen sich Fi-
scher und Kraftwerkanhänger seit
Jahzehnten in den Haaren. Die Fi-
scher machen die KWO für ihre
rückläufigen Fangzahlen verant-
wortlich. Fakt ist: Den Fischern ge-
hen immer weniger Felchen ins
Netz. Zogen sie in den 70er- und
80er-Jahren noch mehr als 30 000
Kilo Felchen pro Jahr aus dem See,
schwanken die jährlichen Fang-
zahlen seit den 90er-Jahren zwi-
schen 10 000 und gut 20 000 Kilo. 

Im Sommer 1999 kam es im
Streit um die Trübungen und den
Felchenschwund zum Eklat: Ma-
gere 1700 Kilo Felchen brachten
die drei Berufsfischer insgesamt an

Land. Die Fischer schlugen Alarm
und forderten eine rasche Klärung
der Ursachen. 

Obwohl sich die Fangzahlen in
den Folgejahren etwas stabilisier-
ten, verhallte der Ruf nach Ursa-
chenforschung nicht ungehört.
Der Kanton Bern beauftragte ein
Team unter der Leitung der Eawag
mit einer umfassenden Untersu-
chung. Im Zentrum des interdiszi-
plinären Forschungsprojekts steht
die Suche nach Gründen für den
Rückgang des Felchenfangertra-
ges in den letzten Jahren allgemein
und speziell im Jahr 1999.

Alfred Wüest von der Eawag, der
die wissenschaftliche Leitung des
Forschungsprojekts innehat, er-
klärte gestern an der Universität

Bern, der Brienzersee sei von Natur
aus ein nährstoffarmer See. In den
70er- und 80er-Jahren, als die Fi-
scher sehr hohe Fangzahlen auf-
wiesen, sei das Wasser durch Rück-
stände wie zum Beispiel aus Ab-
wasser mit Nährstoffen angerei-
chert gewesen. Heute aber werde
in allen Schweizer Seen ein Rück-
gang der Fangzahlen festgestellt.

Der Hauptgrund für den Mangel
an Fischnahrung im Brienzersee
sei die vergleichsweise kleine Al-
genproduktion, erklärte Wüest
weiter. Wegen der Erosion im Glet-
schergebiet würden im Sommer
Gesteinspartikel in den See ge-
spült. Vor allem diese Schwebstoffe
seien für die Trübungen im Wasser,
für den geringen Lichteinfall und

somit für den Algenmangel verant-
wortlich. Der hohe Schwebstoff-
anteil und die Trübungen seien
aber nur am Rande Folgen der Ak-
tivitäten der KWO. Der Stausee las-
se zwar im Winter zusätzliche Ge-
steinspartikel in den See einflies-
sen, im Sommer halte er aber laut
Messungen Schwebstoffe zurück.
«Ohne Stausee wäre der See im
Sommer trüber», stellte Wüest fest. 

Keine Wasserflöhe 1999 

Die Suche nach Ursachen für
den Minimalfang im Krisenjahr
1999 konzentrierte sich gestern auf
die Daphnien oder Wasserflöhe.
Diese zwei Millimeter kleinen
Krebse, welche die wichtigste Nah-
rungsquelle für die Felchen dar-

stellen, fehlten 1999 im Brienzer-
see, die Felchen hungerten und
magerten derart ab, dass sie den Fi-
schern buchstäblich durch die Ma-
schen schlüpften. 

Die provisorischen Forschungs-
resultate haben laut Wüest erge-
ben, dass die Gesteinspartikel die
Daphnien nicht beeinträchtigen.
Da aber der Brienzersee gerade im
Winter sehr arm an Algen sei, seien
die Wasserflöhe im Frühling sehr
anfällig auf «belastende Faktoren».
So vermuten die Forscher einen
noch nicht geklärten Zusammen-
hang mit dem Hochwasser im Mai
1999. Das Hochwasser 2005, das
sich im Gegensatz zu 1999 im Som-
mer ereignete, hat die Daphnien
im Brienzersee  aber nicht belastet.

Den Fischern im Brienzersee gehen immer weniger Felchen ins Netz. MICHAEL SCHNEEBERGER

Abstimmungskampf beginnt
Gestern haben das Befürworter- und das Gegnerkomitee zum Stadion Thun Süd ihre Argumente vorgelegt

Die Thun-Süd-Befürworter
hoffen auf gute Steuerzahler
und Touristen, die Gegner von
Thun Süd greifen die Idee des
Berner Stadtpräsidenten
Alexander Tschäppät wieder
auf, wonach sich Thun und
Bern das Stade de Suisse teilen
könnten.

O L I V E R  P O R T M A N N

Nächste Woche wird die Stadt die
eingereichten Projekte für ein Sta-
dion in Thun Süd vorstellen und
bekannt geben, welches davon im
Wettbewerb gewonnen hat. Weder
das Pro- noch das Kontra-Lager
weiss, wie das Siegerprojekt ausse-
hen wird, doch ihre Positionen ha-
ben die Komitees gestern bezogen.
Das «Komitee für Thun» (pro Thun
Süd) trat am Vormittag vor die Me-
dien, das «Komitee proLachen»
(kontra Thun Süd) verschickte
kurz darauf ein Communiqué.

Konkurrenz zu anderen Städten

So viel ist über das Stadionpro-
jekt bekannt: Das Stadion kostet
die Stadt etwa 50 Millionen Fran-
ken. Den grössten Teil davon will
sie durch den Verkauf und den
Tausch von Bauland einholen,
rund 10 Millionen Franken will sie
aus der Stadtkasse berappen. Wo
heute das Lachenstadion steht,

sollen etwa 200 Wohnungen für
Gutbetuchte entstehen. Zwischen
4 und 5 Millionen Franken soll das
Stadion jährlich kosten. 

Stadtrat Thomas Gruber (sp)
vom «Komitee für Thun» sagte ges-
tern, er erwarte dass die 50 Millio-
nen Franken der Stadt weitere In-
vestitionen von Privaten von «min-
destens» 150 Millionen Franken
nach sich ziehen werden, und zwar
beim Wohnungsbau im Lachen
und beim Einkaufszentrum. Und
zu den Bedenken der Innenstadt-
Geschäfte sagte er, das «Gesamt-
paket Thun» stehe in Konkurrenz
zu Bern, Schönbühl, Kirchberg
und Freiburg; da könne man
«nicht einfach die Innenstadt
schützen».

«Sanieren muss man ohnehin»

Dies unterstrich auch Stadtrat
Ueli Jost (svp), indem er vorrech-
nete, was vom Wohnungsbau im
Lachengebiet zu erwarten sei: Eine
halbe bis eine zusätzliche Million
Franken Steuerertrag pro Jahr wür-
den laut Jost anfallen, wenn Gut-
verdienende in die neuen Woh-
nungen einziehen. «Die Investo-
ren sind bereit», jetzt müsse die
Stadt einen Schritt machen – auch
gegen den Ruf als «Stadt der ewigen
Planung». Würde die Stadt auf
Thun Süd verzichten und stattdes-
sen das Lachenstadion für 18,5
Millionen Franken sanieren –
«denn das müsste man, ungeach-
tet ob der FC Thun in der höchsten

Spielklasse spielt oder nicht» –,
käme das einem Verzicht auf gute
Steuerzahler gleich.

Und dies in einer Stadt, die oh-
nehin schon unterdurchschnittli-
che Pro-Kopf-Steuereinnahmen
habe, ergänzte Grossrätin Marian-
ne Staub (fdp), Präsidentin von
Thun Tourismus. Sie sagte, der «Se-
minar- und Kongresstourismus»
werde von zusätzlichen Betten
profitieren. Doch auch die Thuner
Bevölkerung werde sich in der neu
gestalteten Strandbad- und Hotel-
umgebung erholen können. Zu-
dem werde der Verkehr abneh-
men, unter dem die Quartierbevöl-
kerung heute leide.

«Vereine weisen Jugendliche ab»

Ein tiefschwarzes Szenario im
Falle einer Ablehnung der Vorlage
an der Urne malte Beni Lienhard,
Präsident von Sport Thun: Würde
gar nichts geschehen, dürfte der
FC Thun nur noch in unteren Ligen
spielen. Aber ein Erstligaklub kön-
ne sich keine Nachwuchsförde-
rung leisten. Und auch wenn La-
chen neu aufgebaut würde, müss-
ten die Benutzer für zwei Jahre um-
ziehen, ohne dass danach der Be-
darf an zusätzlichen Fussballspiel-
feldern gedeckt wäre: «Im Moment
sind wir in der Situation, dass die
Sportvereine Jugendliche abwei-
sen müssen», sagte Lienhard.

Das Komitee «proLachen» hin-
gegen schreibt, bei Thun Süd
handle es sich um ein «überdimen-

sioniertes Projekt». Es fordert ein
«Thun angemessenes Stadion als
lokale Ergänzung zum Stade de
Suisse» am Standort Lachen. Da-
mit greift es eine Idee des Berner
Stadtpräsidenten Alexander Tschäp-
pät (sp) auf, der sich jüngst fragte,
ob Thun ein neues Stadion brau-
che, wenn in Bern eines steht.

«Geld und Land der Thuner»

«Seit zwei Jahren sitze ich im
Stadtrat und höre nichts anderes
als ,mir müesse spare‘», sagte ges-
tern Dominique Simone Rychen
(sp). Es seien sogar schon Kinder
für ihre Schule in den Stadtrat bet-
teln gekommen. Und nun wende
der Gemeinderat so viel Energie für
ein «nice to have»-Projekt auf: Das
finde sie unverantwortlich.

Ein Stadion in Thun Süd, be-
zahlt mit «Geld und Land der Thu-
ner Bevölkerung», sowie ein Ein-
kaufszentrum im «Mantel» des Sta-
dions lehnt «proLachen» ab. Die
Thun-Süd-Gegner kritisieren aus-
serdem, dass der Gemeinderat kei-
ne Alternative zu seinem Projekt
hat ausarbeiten lassen: «Für ein all-
fälliges Scheitern des 50-Millionen
Projekts Thun Süd-Lachen an der
Volksabstimmung im 2006 trägt
der Gemeinderat klar die Verant-
wortung.» Rychen begründete die-
se Schuldzuweisung so: «Der Ge-
meinderat hätte sich schon viel
früher vor das Volk stellen müssen
und fragen, wie es zu den beiden
Standorten steht.»

Bernhard Pulver
steigt ins Rennen

KANTONALE WAHLEN Die Grü-
ne Freie Liste Stadt Bern hat Bern-
hard Pulver einstimmig für die
Regierungsratswahlen vom 9. April
2006 zuhanden der Kantonalpartei
nominiert. Nico ten Doornkaat,
GFL-Präsidentin Stadt Bern, sagte
gestern vor den Medien, «mit sei-
nem unabhängigen, undogmati-

schen Denken
verkörpert Pul-
ver die GFL
schlechthin». 

Der 40-jähri-
ge Jurist trat in
den letzten Mo-
naten als Präsi-

dent der Parlamentarischen Un-
tersuchungskommission (PUK)
zur Bernischen Lehrerversiche-
rungskasse in Erscheinung. Seit
1999 sitzt er im Grossen Rat, seit
2004 als Fraktionschef. 

Die bürgerliche Mehrheit in der
Kantonsregierung sei in den letz-
ten Jahren in der Sozial- und Perso-
nalpolitik «eine zu kompromisslo-
se Linie gefahren», sagte Pulver. Er
möchte der Ökologie eine stärkere
Stimme verleihen und sich für so-
ziale Anliegen und gesellschafts-
politische Offenheit einsetzen.

Nebst Pulver ist bereits Gross-
rätin Dorothea Loosli aus dem
Wahlkreis Biel-Seeland im Ren-
nen. Weitere GFL-Kandidierende
sind nicht zu erwarten. Die GFL
Kanton Bern will sich am 17. Okto-
ber auf eine einzige Kandidatur
festlegen. Diese wird vom Grünen
Bündnis (GB) mitgetragen.

Angestrebt wird eine gemeinsa-
me Rot-Grün-Mitte-Liste. SP und
GFL/GB sind sich bereits einig. Ge-
spräche mit der EVP sind im Okto-
ber geplant. Die SP wird am 12. De-
zember nominieren und auf der
Liste drei Plätze beanspruchen
(«Bund» vom 22.9.). Mit einem sol-
chen gemeinsamen Auftritt liege
ein zusätzlicher Sitz, wenn nicht
gar die Mehrheit im Bereich des
Möglichen, sagte Pulver gestern.
Noch nie seien die Chancen so gut
gestanden, «Gewichte zugunsten
eines ökologisch-sozialen Kurses
zu verschieben». In der derzeitigen
Regierung teilen sich SVP (3 Sitze),
SP (2) und FDP (2) die Macht. (db)

Eine Markthalle
im Selve-Areal?

THUN Eine halbe Million Franken
pro Jahr für die Miete – damit muss
rechnen, wer ab 2006 die Indus-
triehalle Nummer 6 im Thuner Sel-
ve-Areal mieten will. Noch belegt
Coop mit seiner Bau- und Hobby-
abteilung die Halle. Ab März 2006
zügelt das Warenhaus seinen Bau-
und Hobbymarkt. Nun sucht die
Stadt als Eigentümerin der Halle
einen neuen Mieter und zwar per
Mai 2006. Vorgesehen war eigent-
lich ursprünglich, die denkmalge-
schützte Industriehalle der Stif-
tung Vaporama für das geplante
Dampfmaschinen-Museum zur
Verfügung zu stellen. Am Donners-
tagabend hat aber das Thuner
Stadtparlament mit 22:11 Stim-
men auf Antrag des Gemeindera-
tes beschlossen, dass die Halle
Nummer 6 im Selve-Areal nicht,
wie ursprünglich einst gedacht,
dem Museum zur Verfügung ge-
stellt wird («Bund» vom 23.9).

Nach wie vor stehe eine kultu-
relle Nutzung der Halle im Vorder-
grund, schreibt die Stadt einen Tag
nach dem Stadtratsbeschluss nun
in einer Medienmitteilung. Der
Gemeinderat könne sich aber auch
vorstellen, die Halle mit ihren 2200
Quadratmetern Brutto-Nutz-
fläche für Ausstellungen, Schu-
lungsräume, Gastgewerbebetrie-
be oder als Markthalle zur Verfü-
gung zu stellen. Im angefügten
Winkelbau der Halle sollen Büros,
Ateliers oder teilweise Wohnungen
realisiert werden. Eine ähnliche
Nutzung ist für das Gebäude 8 bei
der Halle 6 vorgesehen. (gum)

KURZ

Sozialhilfebezüger: Druck
über Anreizsystem
SOZIALHILFE Bezüger von Sozial-
hilfe sollen ab Anfang 2006 «geziel-
ter» unterstützt werden. Wie das
Amt für Information mitteilt, hat die
Regierung die entsprechende Ver-
ordnung geändert. Eine arbeitslose
und ausgesteuerte Person, die sich
nicht um ihre berufliche Integration
bemüht, soll künftig weniger Sozial-
hilfe erhalten. Neu kann auch der
Grundbedarf für den Lebensunter-
halt um 15 Prozent gekürzt werden.
Die neuen Vorgaben sollen eine
Stabilisierung, wenn nicht gar Sen-
kung der Kosten ermöglichen. Die
Änderung geht auf eine Motion von
Grossrat Daniel Pauli (svp) zurück.
Sie trug den Titel «Motivation statt
Sanktion in der Sozialhilfe». (aid)

Regierungsrat lehnt
Gemeindebeschwerde ab 
BÖNIGEN Der Kreditbeschluss der
Gemeindeversammlung Bönigen für
den Um- und Anbau der Turnhalle
ist rechtmässig. Der Regierungsrat
hat die Gemeindebeschwerde eines
Stimmbürgers abgelehnt, der ver-
langte, dass der Gemeinderat meh-
rere Projektvarianten zur Abstim-
mung vorlegen müsse. Das Gesetz
über das öffentliche Beschaffungs-
wesen regle einzig das Verfahren,
das die Gemeinden bei der Vergabe
von öffentlichen Aufträgen an
Unternehmen beachten müssten,
schreibt der Regierungsrat in einer
Medienmitteilung. Darüber, ob die
Exekutive mehrere Varianten vorzu-
legen habe, schweige sich das Ge-
setz aus. Die Gemeindeversamm-
lung Bönigen habe den entspre-
chenden Antrag des Stimmbürgers
abgelehnt. Eine Rechtsverletzung
sei darin nicht zu erkennen. (sda)


